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Beklagte unä Revisim sb ekl agte.

Der 4„ Senat destundessozialgerichts hat am
1&° Februar 1975 ohne mündliche Vérhandlung durch

den Präsidenten Prof° Dr‚ u a n n a g a t , die

Richter Dr„ 8 e h u b e r t und 8 c h m i d t h a 1

sowie die ehrenamtlichen Richter D 0 y & und

B e n e d y e z u k für ?echt erkannt;

Die Revie ion des Kläg rs gegen das Urteil des Lande“

ozialgerichts Nördrhein—Elestfalen vom 2° No ember

49 21 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revieionsverfahrens ein?

nicht zu erstatten°
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Der Kläger, der als höherer Angestellter 23ibweilig
„

wegen Überschreitens der‘Jahresarbeitsverdienebgrenze

nicht angestelltenversicherungspflichtig war, hat ua
in seiner am 44° Dezember 4966 ausgestellten und am

5° August 4967 aufgereChneten Versicherungskarte

mr° 44 sowie in der am selben Tage ausgestellten und

am 400 Oktober 4968 aufgerechneten Versicherungskarte

Nr° 42 jeweils 42 freiwillige Beiträge der Klasse E
mit dem Aufdruck 67 zu je 440‚—— DE für die Jahre

4965 und 4966 entrichteto

Am 26° Bezember 4967 überwies er an die Beklagte

840,—— DM, die am 50° Dezember 496? auf ihrem Post—

scheckkonto eingingeno

Mit Schreiben vom 27° Dezember 4967, eingegangen bei

der Beklagten am 28„ Dezember 496?‚ bat er diese‚

die zuvor erwähnten 2% Beitragsmarken aufgrund äer

Nachzahlung in 42 Beiträge der Klasse R zu je 468‚— DM

für 4965 sowie in 42 Beiträge der Klasse T zu je

482,—— DM für 4966 zu berichtigen° Die Béklagüe lehnte

ein solches vergehen unter Bezugnahme auf das Urteil

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 220 August 4967

— 44 RA BBB/6% — [DAngVers 4968, 67) durch Bescheid

vom 44° Mai 4968 eb und überwies ensehließenä die ein—

gezahlten 840,_— DM zurück° Der Widerspruch äes Klä—

gers blieb erfolglos„ Eie Beklagte berief sich darauf,

nach @ 429 Abs„ 2 Satz 4 des Angestelltenversiche—

rungsgesetzes (AVG) könne bei der Weiterversichérung

für jeden Kalenäermonat nur ein Beitrag entrichtet

| \)
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werden„ Die Wahl der Beitragsklasse stehe dem Berech—

tigten frei (Satz 2 aa0)‚ Mit dem Einkleben der Bei—

tragsmarken in die Versicherungskarten sei äas Wahl—

recht verbraucht„ Das Gesetz sehe keine Möglichkeit

vor, einmal entrichtete Beiträge Später aufzustocken.

Hiergegen erhob der Kläger Klage mit der Begründung;

er hätte nach 5 140 Abs° 1 AVG bis zum Ende des Jan—'

res 1967 das Recht gehabt, für 1965 und 1966 Beiträ—

ge zu entrichten; deshalb hätte die Beklagte die

überwiesenen Beiträge annehmen und entsprechend an—

rechnen müssen° ‘

Diese Klage hat das Sozialgericht (SG) Düsseldorf durch
Urteil vom 18° März 1970 abgewiesen° Die Berufung des

Klägers ist erfolglos geblieben° Er hat nunmehr die

vom Landessozielgericht (LSG) Nbrdrhein—Westfalen

in seinem Urteil vom 2° November 1971 zugelassene Re—

vision eingelegt mit dem Antrage,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und des
Urteils des SG vom 18° März 1970 sowie äes Be—

scheides vom14° Mai 1968 in der Gestalt des wi—
derspruchsbescheides vom 50° Oktober 1968 die

Beklagte zu verurteilen, ihm die Aufstockung der
Beiträge für 1965 und 1966 in Beiträge der Klas—

sen 3 für 1965 und e für 1966 durch Nachentric'n—
tung der Differenzbeträge zu gestatten°

Gerügt wird unrichtige Anwendung der 55 129 Abs° 2‚
140 AVG°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung einverstanäen erklärt°

in

Die Revision des Klägers ist nicht begründet°

Der erkennende Senat hat schon in seinem Urteil von
28° September 4966 — 4 RA 265/65 — (SozR nr, 40 zu

Art„ 2 5 52 des Arbeiterrentenversicherungs—Neurege—

lungsgesetzes —ArVNG—;Breith° 4962493; fÜV4967‚ 40ämit
Besprechung von Tannen) im Anschluß an sein Urüeil vom

5° November 4964 (BSG 45, 205, 205) für die in Art„ 2
% 50 Abs„ 4 des Augestelltenversicherungs—Neuregelunge—

gesetzes —AnVNG- (= Arto 2 5 52 Abs„ 4 Ar?NG) für ?er“

triebene und Flüchtlinge unter bestimmten Ubrauseet—

zungen vorgesehene Möglichkeit, abweichend von der Rege—

lung in den ä5 440, 444 AVG Beiträge für Zeiten bis

zum 4° Januar 4924 zurück nachzuentrichten, ausgespro—
chen, daß für Zeiten— hier die Zeit vom 4° Januar 4957

bis 45° April 4940 —, die bereits früher — hier in

August 4940 — mit nach damaligen Recht rechtsgültig

verwendeten freiwilligen Beiträgen belegt werden sind,

keine freiwilligen Beiträge nach der zuvor genannten

Vorschrift mehr nachentrichtet werden können° Für diesen

Sonderfall einer Beitragsnachentrichtung müßten die—

selben Einschränkungen gelten, die jetzt für die frei—

willige Beitragsentrichtung auch sonst bestünden° Nach
% i29 Abs° 2 Satz 4 AVG könne aber für jeden Kalender—

monat nur ein Bä$rag entrichtet werden“ Hierbei handele

es sich nicht nur um eine unwichtige Ordnungsvorschrift,

vielmehr bestehe ein enger Eusammenhang mit der durch

die Rentenreform des Jahres 495? eingeführten Renten—

formel„ Sie erlaube es nicht, für denselben Zeitraum
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doppelt Beiträge anzurechnen, weil dies die für

den Versicherten maßgebende Rentenbemessungsgrund—

lage verfälschen würde°

Dieser Auffassung hat sich der 44° Senat in seinem

bereits erwähnten Urteil vom 22„ August 4967 für

nach der genannten Vorschrift im April 4958 für die

Jahre 4944 bis 4944 entrichtete Beiträge, die der

Versicherte später durch weitere Zahlungen für den—

selben Zeitraum "erhöhen" wollte, angeschlossen° Der

440 Senat ist ebenfalls der Auffassung, daß das all—

gemeine Beitragsrecht maßgebend ist, soweit es nicht

durch Sonderregelungen ausdrücklich ausgeschlossen

ist° Auch für die Beitragsnachentrichtung nach Art„ 2

5 50 Abs" 4 Satz 2 AnVNGstehen den Berechtigten nur
die in 5 445 Abs° 4 AVG genannten Beitragsklassen zur

Verfügung° Die Berechtigten sind zwar in der Wahl der

Beitragsklasse für die einzelnen Monate der Nachent-

richtung frei, sie können aber die einmal entrichte—

ten Monatsbeiträge nicht später erhöhen (aufstocken),
den einzelnen Beitrag also gewissermaßen in Raten

entrichten; sie können auch nicht etwa für den glei—

chen Monat, für den sie bereits.einen Beitrag ent-v

richtet haben, später noch einen weiteren freiwilli-

gen Beitrag entrichten, und zwar selbst dann nicht,

wenn beide Beiträge zusammen einer der in 5 445 AVG

genannten Beitragsklassen entsprechen würden° Einer

solchen nachträglichen Veränderung steht die 4957

eingeführte neue Rentenformel entgegen° 3anachckommt es
wie der 44° Senat aaO ebenfalls zutreffend ausführt,

für die Feststellung des Jahresbetrages der Rente
neben der Anzahl der anrechnungsfähigen Versicherungs—

jahre und weiterer Berechnungsfaktoren vor allem auf
die für den Versicherten maßgebende Rentenbemessungs-
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grundlage an° Die sogenannte persönliche Bemessungs—

grundlage ist der V0mhundertsatz der allgemeinen Be—

messungsgrundlage, der dem Verhältnis entspricht, in

dem während der zurückgelegten Beitragszeiten der Brutto—
arbeit sentgelt des Versicherten zu dem Bruttoarbeitsent—'

gelt aller rentenversicherten „ngestellten und Arbeiter

%standen hat (@ 52 AVG) Bei der Ermittlung dieses Ver+
hältnisses kommt es auch auf die Zahl der zu berucksiché

tigenden Bei rege monate an, die Veränderung der zahl der_

Beitragsmonate durch eine Doppelbelegung würde also die

persönliche Rentenbemessungsgrundlage verfälschen° Bas
ist mit dem Gesetz nicht zu vereinbaren° Hieran ändert

auch der besondere Charakter der \crschrift des Art° 2

$ 50 Abs° ? Anä■Gnichts°

Unter Berufung auf diese Rechtsprechung ist das LSvait

Recht zu dem Ergebnis gekommen daß für des vom Kläeer

beansPruchte Recht, innerhalb der 2—Je;resfrist des
5 440 Abs° ? AVG bereits entrichtete Beiträge noch

erhöhen oder aufzustocken, nichts ande1*es gelten kann,

nüLIPIJ“HÖ üin t das LSG ergänzend aus‚ vor dem

4„ Januar 195? konnte der ?ersicherte freiwillige Bei—

träge nur in der seinem jeweiligen Einkommen entspre—

chenden Gehaltsklasse, mindestens aber in der Gehalte—

klasse B wirlesam entrich.ten (@ 485 AVG aF}; er hatte.

somit bezüglich der Höhe seiner Beiträge kein Wahlrecht°

Nach den Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzen ist

das grundlegend anders‚ denn dem zur freiwilligen Weiter—

versicherung Berechtigten steht nunmehr die Wahl der
Beimregsklas ‚sen frei; er ist auch wegen des Wegfalls der

■orschriften über die Notwendigkeit der Erhaltung der

Anxma tsche ft durch eine weitere Bei megsentricntung

nicht mehr gezwungen, durch laufende Beitragszahlungen

für jedes Jahr eine bestimmte änzahl von Beiträgen zu

\3
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erbringen° Mit dem ab 4° Januar 1957 geltenden Recht

ist somit durch die Regelung über die freiwillige

Weiterversicherung eine echte freiwillige Vorsorge

geschaffen worden, die im wesentlichen allein vom
Versicherten bestimmt wird° Bei ihm liegt die Ent—

scheidung‚ in welcher Höhe und Anzahl er freiwillige

‘ Beiträge entrichten will., Ihm ist ein Wahl—und Ge—
staltungsrecht eingeräumt, das es früher nicht gab°

Hat aber der nach neuem Recht zur
Weiterversicherung

Berechtigte durch die wirksame Entrichtung einer Bei—

tragsmerke sich für eine bestimmte Beitragshöhe.ent—

schlossen, so ist die Beitragsentrichtung insoweit

endgültig abgeschlossen° Der Versicherte hat sein

Wahlrecht verbraucht, und er kann keine Änderungen“
mehr dadurch vornehmen, daß er z.B° Aufstockungs—
beiträge bezahlt oder daß er etwa vom Versicherungs-
träger eine Rückzahlung einzelner Beiträge mit der

Begründung fordert, eine Probeberechnung seiner Rente

habe ergeben, daß die Zahlung eines geringeren Bei-

trages als des entrichteten von größerem wirtschaft—

lichen Wert gewesen wäre° Hätte der Gesetzgeber sol—

che Änderungsmöglichkeiten, und sei es auch nur für

die Dauer der Nachentrichtungsfrist des 5 140 Abs. 4

AVG, einräumen wollen, hätte er dies ausdrücklich be-
stimmen müssen°

Diese Rechtslage ist jetzt dureh das Rentenreformge—

setz (REG) vom 460 Oktober 4972 (BGBl I 4965) bestä—
tigt worden; Es sieht in mehrfacher Hinsicht in er—

‘weitertem Umfangs die Möglichkeit der Nachentrichtung

von freiwilligen Beiträgen vor, längstens bis zum
1° Januar 4924 zurück° Stets ist aber die Einschrän—

kung gemacht‚ daß dies nur zulässig ist, soweit diese
Zeiten nicht bereits mit Beiträgen belegt sind (vgl°

ua Art° 2 @@44 a, 49 a, 50 b AnVNG)° Damit gibt das

_ 8 _
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Gesetz auch hier keine Möglichkeit, eine frühere Bei—

tragsentrichtung, die damals sogar ch° im Hinblick

auf die früher vorgesehene Nindestrente sinnvoll und

zweckmäßig gewesen sein kann, dies aber wegen der neuen-
Rentenformel nicht mehr ist, in irgendeiner Form zu

berichtigen, obwohl dies für die Betroffenen von erheb—

licher wirtschaftlicher Bedeutung sein kann° Für die

normale Beitragsnachentrichtung innerhalb der Fristen

des 5 140 AVG etwas anderes gelten zu lassen, besteht
kein Grund, zumal die finanziellen Auswirkungen hier
erheblich geringer sind und durch eine erhöhte Beitrage—

leistung für nachfolgende Zeiten weitgehend ausgeglichen

werden könnenq

Daß der Gesetzgeber entsprechende Möglichk item weder

für die Nachentrichtungen nach den vorgenannten Sonder—

vorschriften noch für solche innerhalb der Frist des
% 140 Abso @ AYG vorgesehen hat, erscheint auch sach—
lich gerechtfertigt° Jede Beitragsentrichtung für eine

zurückliegende Zeit bedeutet für die Versicherungsträger

und damit für die versichertengemeinschaft, welche die

laufenden Rentenzahlungen durch ihre Beiträge aufzu—
bringen hat, eine zusätzliche Belastung vor allem des—

wegen, weil die den Rentenver icherungsträgern für zu—

rückliegende Zeiten zufließenden Beiträge im Leistungs-

fall höher bewertet werden als gleiche Beiträge, die

für das laufende Kalénderjahr bestimmt sind (Vglo hier—

zu im einzelnen Ho Waldmann, Die Nachentrichtung von
Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversioherung — eine

finanzielle Belastung der Bentenversicherung?, Deutsche

Rentenversicherung 197€, 85 ff ; deshalb ist es hier

nur sachgerecht, diese zusätzliche Belastung der Renten—

versicherung zu begrenzeno Der freiwillige Versicherte

ist gegenüber dem Versicherungspflichtigen, von dem der

Beitrag in gesetßli0her Höhe ohne die Möglichkeit einer

—‚9 ..
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nachträglichen Aufstockung im Lohnabzugsverfahren

laufend eingezogen wird, schon dadurch bevorzugt,

daß er grundsätzlich zwei Jahre Zeit für die Bei—
tragsentrichtung hat und die Höhe der Beiträge

selbst bestimmen kann° Es besteht daher keine Ver—

anlassung, ihn noch darüber hinaus in der von der

Revision erstrebten Form zu begünstigen°

Uhsrheblich ist — worauf sich die Revision weiter

beruft —„ daß das Urteil des 44„ Senats vom 22° August
4967 Ende 1967 noch nicht veröffentlicht war, daß die

Beklagte bis zu einer entgegenstehenden internen Ver—

waltungsanweisung von Anfang Dezember 4967 die Auf—

stockung freiwilliger Beiträge entgegenkommenderwei—

se selbst zugelassen hatte, und daß schließlich die

Beklagte den überwiesenen Betrag erst etwa ein hal-

bes Jahr später zurückgezahlt hat° Ihr Beanstandunge—

recht hatte sie noch nicht verloren{? Auch ist bedeu—

tungslos, daß Ende 1967 die Frage nach der Zulässig—

keit einer AufstockUng von Beiträgen noch nicht hin—
reichend geklärt war°

Nach dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung

darf die Beklagte als Träger der gesetzlichen Renten—

versicherung bei der Anwendung der Gesetze nur eine

als richtig erkannte Rechtsauffassung berücksichti—

gen, unabhängig davon, ob sie auch in der Öffentlich—

keit bekannt ist° Erweist sich eine Gesetzesanwendung

nachträglich als unzutreffend, dann ist jede Verwal—
tung verpflichtet, ihre Verwaltungspraxis unverzüg—

_lich zu überprüfen und zu berichtigen° Auf die Kennt—'
nis der Betroffenen kommt es dabei nicht an° Hier hat

die Beklagte ihre Verwaltungsübung, die schon von den
übrigen Versicherungsträgern nicht geteilt werden war
(vg-l° Wünnemann in seiner Anmerkung zu dem Urteil von

_ 40 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


22„ August 1967 in „-ng rs (968 69). unter p1iient—

gem1Por Berü.ck sicbbig1ng eines Urteils des BSu geä1deru‚

Sie durite ie5halb auca beim Kläger richt mehr aus
Billigkeitsgründen die als unrichbig f‘esse'gesüel„te ur—
sprüngliche Rechtsau;ff

der langjäkrigen gegenc uei -igen Verwaltungsprgxis der Be„

kl% en kann die.e1daher ke1ne kee1„s he;13133n. „1„e

Selb st oindung der Ve:waltung lureL äen Er1äß

1eneuanveieonge„ oder durch eine feete Verw-

praxis kommt nur bei E:cn%es ensentsc ne: dungen
.,i ae* %urt ellung de1 Zulässigkeit einer A11

G
)

oder eix1er uf101■0? von

für Ermessensents che1u1ng ‚ weil eü‚1

allei n die eine nacht;oaglicge Auistod ung oder Erhöhung

1°q1hl)gß@■d0■ ges mlzlichen Besc‚w unten anz wenden hat.

Die 12e1ieion des Klägers kann somit kei11en LT101 hasen.

Fdr die bea Mr gte Anrufung des Großer Sena„s besteh"

kein ref‘l1tlichezr Crun
?

weil widers*orechw cEz1tsehei—

dungen des BSG zu der hier entschieder nen ?e„qci;1age

nicht vor„iegen.

Die mfs*“uengschc1dung ber11ht auf % 495 SGG.

Präsident Prof. Dr„ Nannagat‚ 501midthals Er. „„h„„o
ist durch Urlaub an der
Unter£ ehriic verh1ndert„
Dr° Schuoerb
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